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ger Jahren ein groß angelegtes Pro­

gramm zum Bau von Unterseebooten, 

die sowohl mit Dieselmotoren als auch 

mit Nuklear antrieb ausgestattet wur­

den, in Angriff genommen. Der heuti­

ge Umfang der chinesischen U-Boot- 

Flotte wird von westlichen und chi­

nesischen Marineexperten auf bis zu 

100 Schiffe geschätzt, wovon viele aber 

veraltet seien. Die U-Boote der Ming- 

Klasse, die seit den siebziger Jahren 

gebaut werden, sind die ersten aus 

eigener chinesischer Entwicklung und 

Produktion.

Nach Hongkonger Medienberichten er­

eignete sich das Unglück bereits Mit­

te April. Als mögliche Ursache wird 

von chinesischen Fachleuten ein defek­

ter Dieselmotor angegeben, der dem 

Boot Sauerstoff entzogen und zum so­

fortigen Erstickungstod der 70 Seeleu­

te geführt haben könnte. Auch west­

liche Marineexperten halten diese Er­

klärung für plausibel.

Auch wenn keine genauen Details 

des Unglücks bekannt gegeben wur­

den, hat die Berichterstattung über 

den Vorfall Erstaunen hervorgerufen. 

Nach Angaben von Experten sei es das 

erste Mal, dass China einen fatalen 

U-Boot-Unfall bekannt gegeben hat. 

Zuvor habe es immer wieder Gerüch­

te über Unfälle chinesischer Untersee­

boote gegeben, jedoch wurden diese 

nie von offizieller Seite bestätigt.

Einige Beobachter werten die Be­

kanntgabe der Katastrophe als Schritt 

zu mehr Transparenz und Offenheit 

der chinesischen Führung, so wie es 

die neue Regierung um Hu Jintao und 

Wen Jiabao im Kampf gegen SARS 

versprochen hat (vgl. C.a., 2003/4, Ü 

10, S.449-460 und die Übersicht zum 

Krisenmanagement der Regierung in 

dieser Rubrik). Zudem muss davon 

ausgegangen werden, dass die Bericht­

erstattung über den Unfall nicht oh­

ne die Zustimmung von Jiang Ze- 

min erfolgte. Dieser verfügt unter an­

derem durch das Amt des Vorsit­

zenden der ZMK auch nach dem 

offiziellen Führungswechsel weiterhin 

über eine exponierte Machtposition. 

Möglicherweise erfolgte die Bekannt­

gabe des Unglücks aber auch des­

halb, weil sich die Tragödie ohnehin 

nicht mehr verheimlichen ließ. (Xin­

hua, 3., 5., 20.5.03, nach BBC PF, 

4.5.03; FBIS, 6., 21.5.03; DGB, 3.3.03; 

XNA, 4., 5.5.03; Wen Wei Po (Hong­

kong), 3., 8.5.03, nach FBIS, 5., 9.5.03; 

ST, 4.5.03; MBY, 9.5.03, nach FBIS, 

29.5.03) -bk-
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19 Forderung nach Gleichbe­

handlung privater und öf­

fentlicher Schulen

In den letzten Jahren sind Privatschu­

len in China wie Pilze aus dem Boden 

geschossen; sie entwickeln sich vor­

nehmlich in den wirtschaftlich prospe­

rierenden Landesteilen. Im Dezember 

2002 wurde ein Gesetz über Privat­

schulen verabschiedet, das am 1. Sep­

tember 2003 in Kraft tritt. Darin ist 

die rechtliche Gleichstellung privater 

und öffentlicher Schulen festgelegt. Al­

lerdings lässt sie im Schulalltag nach 

wie vor auf sich warten; de facto wer­

den die Privatschulen immer noch be­

nachteiligt, wie jüngste Klagen aus der 

Stadt Shenzhen zeigen. Dort gibt es ei­

ne große Zahl von Privatschulen, und 

zwar auf allen Schulstufen von der Ele­

mentar- über die Berufs- bis zur Hoch­

schulbildung. Ein Drittel aller Schulen 

wird in Shenzhen bereits von privater 

Seite betrieben. Einige Bildungsbe­

hörden sehen die Privatschulen durch­

aus positiv, denn diese erweitern nicht 

nur die Bildungschancen für die Bevöl­

kerung, sondern tragen auch dazu bei, 

die chronische Unterfinanzierung des 

Schulwesens zu mildern, das Schulwe­

sen vielseitiger zu gestalten und den 

Wettbewerb zu fördern. Doch die Lei­

ter der Shenzhener Privatschulen kla­

gen über die Ungleichbehandlung von­

seiten der Behörden. Sie hätten im­

mer noch mit großen Schwierigkeiten 

zu kämpfen, die die Entwicklung des 

Privatschulsektors ernsthaft behinder­

ten.

Als Erstes nennen die Schulleiter das 

Lehrerproblem. Gute Lehrer sind Vo­

raussetzung für gute Schulen. In Shen­

zhen jedoch sind die Lehrerkollegien 

an den Privatschulen äußerst instabil, 

es herrscht eine große Fluktuationsra­

te, und dies beeinträchtigt die Quali­

tät der Schulen. Die Gründe dafür sind 

zweifacher Natur: zum einen ist es die 

Behandlung, zum anderen die Schwie­

rigkeit des Zuzugs. Was die Behand­

lung betrifft, so wurden in der Ver­

gangenheit die Lehrer an einer ganzen 

Reihe guter Privatschulen besser be­

zahlt als Lehrer an öffentlichen Schu­

len. Seit die Gehälter der Lehrer an öf­

fentlichen Schulen in den letzten Jah­

ren immer mehr steigen, können die 

Privatschulen mit ihrer angespannten 

finanziellen Lage nicht mehr mithal­

ten, sodass sich ihre Lehrer zuneh­

mend schlechter stehen. Das Problem 

des Zuzugs für Fachleute aus ande­

ren Landesteilen hängt sicherlich da­

mit zusammen, dass Shenzhen als ent­

wickelte Sonderwirtschaftszone ein be­

gehrter Ort ist. Aber die Personal­

ämter weigern sich vielfach, Zuzugs­

genehmigungen zu erteilen. Während 

Privatbetriebe, die von außerhalb Per­

sonal anheuern wollen, anscheinend 

keine Schwierigkeiten haben, Zuzugs­

genehmigungen zu erhalten, ist dies 

für Privatschulen praktisch unmög­

lich. Dabei würden die Privatschulen 

liebend gern Jungakademiker, die ge­

rade ihren M.A. oder B.A. gemacht 

haben, aus dem Inland einstellen. Dies 

ist eine der Ungereimtheiten des chine­

sischen Personal wesens: Auf der einen 

Seite wird öffentlich über die Ar­

beitslosigkeit von Hochschulabsolven­

ten geklagt, auf der anderen Seite wird 

Hochschulabsolventen der Zuzug in ei­

ne Stadt wie Shenzhen, wo sie als Leh­

rer gebraucht würden, verweigert.

Eine weitere Benachteiligung liegt da­

rin, dass die Behörden die Privatschu­

len nicht berücksichtigen, wenn es da­

rum geht, gute Schulen auszuzeichnen. 

Derzeit ist die Stadt Shenzhen dabei, 

alle Grund- und Mittelschulen zu be­

gutachten und die guten Schulen aus­

zuzeichnen. In die Aktion sind aber 

nur die öffentlichen, nicht die Privat­

schulen einbezogen, obgleich es gera­

de unter Letzteren sehr gute Schulen 

gibt.

Das neue Gesetz zur Förderung der 

Privatschulen verfüge zwar die recht­

liche Gleichstellung öffentlicher und 

privater Schulen, so heißt es, aber 

die praktische Umsetzung sei noch 

völlig unzureichend. Vor allem müs­

se Shenzhen etwas tun, um die Pri­

vatschulen finanziell zu unterstützen, 

denn schließlich entlasteten diese den 

öffentlichen Haushalt in nicht uner­

heblichem Maße. In Shenzhen stellten 

die Privatschulen nicht nur eine Er­

gänzung zum öffentlichen Schulwesen 
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medizinischem Notstand angemessen 

zu reagieren, werden beklagt. Bereits 

vor einem Jahr wurde ein Nationa­

les Krankheitspräventions- und Über- 

wachungszentrum eingerichtet, dessen 

Aufgabe es ist, unmittelbare Maßnah­

men beim plötzlichen Ausbruch einer 

Epidemie zu ergreifen. Das Zentrum 

ist allerdings noch nicht funktionsfä­

hig, da die entsprechenden Stellen auf 

den unteren Verwaltungsebenen weit­

gehend fehlen. Sie sollen nun bis Jah­

resende eingerichtet werden, und die 

Zentralregierung hat für diesen Zweck 

Mittel in Höhe von 3,5 Mrd. Yuan be­

reitgestellt.

Die meisten Ad-Hoc-Maßnahmen der 

Regierung sind wenig geeignet, das 

marode Gesundheitssystem grundle­

gend zu sanieren. Dennoch scheint 

SARS dazu geführt zu haben, dass 

die öffentliche Gesundheit für die neue 

Regierung nunmehr Priorität hat. Es 

ist zu erwarten, dass die Gesundheits­

reform nun wirksam angegangen und 

vor allem die medizinische Versorgung 

auf dem Lande verbessert wird. Das 

Problem der Krankenkosten für die 

ländliche Bevölkerung und die Armen 

in den Städten bedarf dringend einer 

Lösung. Zwar werden zurzeit SARS- 

Patienten umsonst behandelt, aber 

diese Maßnahme löst nicht das eigent­

liche Problem. (Vgl. XNA, 3., 6.5.03; 

wsj, 6., 19.5.03) -st-

Außenwirtschaft

25 Reaktion ausländischer Un­

ternehmen auf SARS

Inwieweit die vielfach kritisierte In­

formationspolitik der chinesischen Re­

gierung im Zusammenhang mit SARS 

zu einem Vertrauensverlust bei den 

ausländischen Investoren geführt hat, 

ist aus den offiziellen Statistiken über 

den Kapitalzufluss bisher noch nicht 

erkennbar. Für den Zeitraum Januar 

bis April 2003 berichtet das Ministry 

of Commerce (MoC), dass das frühe­

re MOFTEC ersetzt, sogar über ei­

ne Zunahme von 50,1% der zugesag­

ten ausländischen Direktinvestitionen 

(ADI) gegenüber dem Vergleichszeit­

raum des Vorjahres. Das ADI-Volu­

men betrug somit in den ersten vier

Monaten 30,528 Mrd. US$. Auch die 

realisierten ADI stiegen um 51% und 

machten 17,823 Mrd. US$ aus. In den 

ersten vier Monaten d.J. nahmen die 

genehmigten Investitionsprojekte um 

34,2% zu und beliefen sich auf 12.198 

Projekte. Im April stieg die Zahl der 

genehmigten Projekte um 28%, das 

Volumen der vertraglich genehmigten 

ADI um 27% und das der realisierten 

ADI um 37%. (XNA, 14.5.03)

Für den Monat Mai gab es dagegen 

Berichte, die auf eine Veränderung im 

Verhalten zumindest einiger ausländi­

scher Unternehmen hinwiesen. So be­

zieht sich die The Straits Times Inter- 

active vom 5. Mai 2003 auf eine Unter­

suchung von 32 ausländischen Unter­

nehmen durch die japanische Zeitung 

Nihon Keizai Shimbun, die zum Teil 

ihre Investitionspläne in China über­

denken wollten. Hierzu soll der tai- 

wanesische Computer-Hersteller Acer 

zählen, der die Auslagerung der Pro­

duktion von Notebooks nach Shang­

hai verschoben hat. (ST, 5.5.03) Auch 

Toshiba verschiebt den geplanten Ka­

pazitätsausbau in ihrer Produktions­

stätte in der Provinz Jiangsu, in der 

zweipolige Transistoren und Halblei­

ter-Bauteile hergestellt werden. Als 

Grund dafür wird angegeben, dass ja­

panische Ingenieure derzeit nicht nach 

China reisen könnten. (NfA, 2.6.03)

Aus Sicht des US-Experten B. Gill 

vom Centre for Strategie and Interna­

tional Studies, einem amerikanischen 

think tank, hat das Verhalten der KP- 

Regierung den ausländischen Inves­

toren die Unsicherheiten und Wider­

sprüche deutlich gemacht, mit denen 

sie in China konfrontiert sind: „By tak- 

ing so long to reveal the real dimen- 

sions of the Sars problem, the Com­

munist Party authorities underscored 

their reputation as secretive and out of 

Step with international practice.“ (ST, 

5.5.03)

Aufgrund der Investitionsrisiken in 

China sollten sich die Auslandsunter­

nehmen nach Einschätzung anderer 

Analysten wieder eine stärkere Risi­

kostreuung durch Wahl unterschiedli­

cher Standorte in Erinnerung rufen. 

Alternative Investitionsziele zu China 

mit vergleichbarer preislicher Wettbe­

werbsfähigkeit und arbeitsintensiver 

Produktion seien beispielsweise Viet­

nam, Thailand und die Philippinen. 

Außerhalb Asiens kämen u.a. Mexi­

ko oder die osteuropäischen Länder 

als Standorte in Frage. (ST, 5.5.03) 

Dass ausländische Unternehmen ihre 

Produktion verlagern bzw. andere Be­

schaffungsmärkte auswählen könnten, 

dies befürchteten im Mai vor allem 

chinesische Unternehmen im Textil­

und Bekleidungssektor. So gingen die 

Aufträge ausländischer Bekleidungs­

unternehmen in China zurück, die 

stattdessen in Indien, Pakistan und 

der Türkei einkauften. Nach Einschät­

zung von Yao Ting, Leiter der Hang­

zhou Textile Association, kann das In­

ternet nur z.T. den direkten Kontakt 

mit dem ausländischen Auftraggeber 

ersetzen, da sich der Käufer mit eige­

nen Augen und Händen von der Qua­

lität überzeugen muss. Auch Vertreter 

des Shandonger Unternehmens Demi­

an Group, dem größten Textilherstel­

ler der Provinz, berichteten von Ein­

brüchen im Export. So seien die Liefe­

rungen nach Südkorea fast völlig zum 

Erliegen gekommen. (FT, 10.5.03)

Andererseits hat China nicht nur 

niedrige Lohnkosten, sondern auch 

einen attraktiven Binnenmarkt. Die­

ser Grund war auch entscheidend in 

den Überlegungen der US-Unterneh- 

men, die in einer kürzlich durchgeführ­

ten Gallup-Umfrage angaben, dass sie 

nur kurzfristig ihre China-Aktivitä­

ten aufschieben würden. Von den be­

fragten 313 US-Unternehmen gaben 

57% an, dass Arbeitskosten-Vorteile 

von entscheidender Bedeutung in ih­

rer China-Strategie seien. (ST, 5.5.03) 

Einige ausländische Unternehmen ha­

ben aufgrund des Auftretens von 

SARS-Infektionen ihrer Angestellten 

vorübergehend ihre Produktion einge­

stellt. Dies traf beispielsweise für Ri­

coh Electronic Technology zu, ein ja­

panisches Unternehmen für Büroaus­

rüstungen. Das Unternehmen, das 60 

Angestellte in China beschäftigt, hat­

te seinen Betrieb vom 5.5. bis 11.5.03 

geschlossen. Auch Matsushita, ein füh­

render Hersteller von Haushaltselek­

tronik, stellte den Betrieb in zwei Nie­

derlassungen in Beijing ein, in denen 

mehrere Arbeiter mit SARS infiziert 

waren. (FT, 22.5.03)

Einer Untersuchung der Deutschen 

Bank zufolge bestätigten 88% der 29 

befragten internationalen Unterneh­

men, dass die Verschiebung oder die 

Absage von Geschäftsreisen aufgrund 

von SARS Investitionsentscheidungen 




